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Es geht um das Problem bei der Provision, und da
ist es so, wenn zum Beispiel eine Bank berät, dann
ist das Teil der Leistungen für den Kreditvertrag. Das
ist rechtlich damit nicht zu vergleichen. Wenn es
weitere Fragen gibt – ich kapituliere auch, weil ich
keine Steuerrechtsexpertin bin, Herr Gottschalk ist
ja auch im Haushaltsausschuss –, dann schlage ich
vor, dass jemand von den Steuerrechtsexperten dann
da noch einmal erläutert, warum das nicht anders geht.
Dieser Vergleich mit den Provisionen lässt sich aber
leider nicht herstellen, das ist ein anderer Rechtstat-
bestand.

Präsident Weber: Das ist ein akzeptabler Vorschlag.
Sind Sie einverstanden, Frau Ryglewski?

(Abg. Frau R y g l e w s k i  [SPD]: Ja, bin
ich! Vielen Dank!)

Frau Bürgermeisterin, weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Neue
Rockergruppierung ,Black Jackets‘“. Die Anfrage ist
unterzeichnet von den Abgeordneten Hinners, Frau
Neumeyer, Strohmann, Röwekamp und Fraktion der
CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Welche Erkenntnisse hat der Senat über die neu
in Bremen angesiedelte Rockergruppierung „Black
Jackets“?

Welche Erkenntnisse gibt es über diese Rockergrup-
pierung im Bundesgebiet?

Gibt es zwischen dieser Rockergruppierung und
anderen Rockergruppierungen eine Verbindung?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Dem Senat liegen keine Erkenntnisse
über eine Ansiedlung der „Black Jackets“ in Bremen
vor.

Zu Frage 2: Die „Black Jackets“ sind eine rocker-
ähnliche Gruppierung. Sie sind vor allem im süddeut-
schen  Raum  aktiv.  Das  nächstgelegene  bekannte
Chapter befindet sich in Delmenhorst. In den vergan-
genen Monaten gerieten die „Black Jackets“ vermehrt
in den polizeilichen Fokus. Derzeit befinden sich meh-
rere Anführer in Süddeutschland in Haft.

Zu Frage 3: Dem Senat sind keine Verbindungen
zwischen den „Black Jackets“ und anderen Rocker-
gruppierungen bekannt. Es liegen Erkenntnisse vor,

dass eine rockerähnliche Gruppierung im Bremer Os-
ten enge Kontakte zu den „Black Jackets“ Delmen-
horst unterhält. Diese Gruppierung ist in Bremen bis-
lang nicht polizeilich in Erscheinung getreten. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, Sie haben
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, wir hatten ja
am vergangenen Wochenende leider wieder einmal
Probleme mit zwei Rockergruppen. Die Polizei ist dort
sehr aktiv gewesen. Gibt es einen Zusammenhang
entweder  zu  dieser  von  Ihnen  eben  dargestellten
Gruppe in Osterholz oder der Rockergruppe „Black
Jackets“ in Delmenhorst?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Nein, wir haben uns ja am letz-
ten  Wochenende  mit  den  „Red  Devils“  erneut  be-
fasst, und Sie haben es gesagt, es war eine sehr er-
folgreiche Aktion. Wir gehen davon aus, dass dieses
Vereinsheim nicht wieder eröffnet wird, und haben
dafür auch die notwendigen Maßnahmen getroffen.
Die andere Frage ist, dass wir geringe Erkenntnisse
haben, es gibt auch sonst sehr wenig. Was sich im
Bremer Osten bisher so gezeigt hat, ist noch so rudi-
mentär, dass man wirklich schon das Gras wachsen
hören muss, wenn man das als ein Thema sieht. Wir
schauen darauf, und wie gesagt, gegenwärtig sehe
ich aber keine Veranlassung, darauf mit Polizeiprä-
senz oder anderen Maßnahmen zu reagieren.

Präsident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die elfte Anfrage trägt die Überschrift „Spielhal-
len, Vergnügungssteuer und Spielsucht“. Die Anfrage
trägt die Unterschriften der Abgeordneten Dr. Kuhn,
Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie haben sich die Einnahmen aus der
Vergnügungssteuer im Land Bremen im Jahr 2011
im Vergleich zu 2010 entwickelt?

Zweitens: Wie hat sich die Zahl der Spielhallen im
Land Bremen und der dort aufgestellten Geldspiel-
automaten im Jahr 2011 im Vergleich zu 2010 ent-
wickelt?

Drittens: Was wird im Land Bremen getan, um die
Prävention vor und die Beratung bei Geldspielsucht
zu fördern?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Bürgermeisterin Linnert.
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Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Das Aufkommen im Land Bremen ist
von 5,716 Millionen Euro im Jahr 2010 auf 10,074
Millionen Euro im Jahr 2011 angestiegen.

Zu Frage 2: Im Land Bremen ist die Zahl der Spiel-
hallen von 161 im Jahr 2010 auf 166 im Jahr 2011
angestiegen. Die Zahl der dort aufgestellten Geld-
spielautomaten ist von 1 946 im Jahr 2010 auf 2 046
im Jahr 2011 angestiegen.

Zu Frage 3: Bremen hat neben Berlin als einziges
Bundesland im letzten Jahr ein Landesspielhallen-
gesetz geschaffen, mit dem erstmalig ein Mindest-
abstand zwischen Spielhallen eingeführt worden ist.
Künftig kann deshalb eine Konzentration mehrerer
Spielhallen an einem Ort nicht mehr erfolgen. Bereits
dies ist ein wesentlicher Beitrag zur Suchtpräventi-
on. Zudem haben Spielhallenbetreiber nunmehr auch
ein Sozialkonzept zu entwickeln und umzusetzen, das
Maßnahmen gegen sozialschädliche Auswirkungen
des Spiels vorsieht.

Mit Gründung der Bremer Fachstelle Glücksspiel-
sucht im Jahr 2008 unterhält Bremen zudem neben
der  allgemeinen  Suchtprävention  eine  spezifische
Einrichtung, die an zwei Standorten – in Bremen-Mitte
und Bremen-Nord – gezielt für Gefährdete und Spiel-
süchtige Aufklärung, Beratung und weitergehende
Hilfen anbietet. In Bremerhaven hat für diese Ziel-
gruppe das Suchtberatungszentrum der Arbeiterwohl-
fahrt ein Angebot geschaffen.

Der Senator für Inneres und Sport überwacht ge-
meinsam mit dem Stadtamt Bremen und dem Magis-
trat  der  Stadt  Bremerhaven  die  Regelungen  des
Glücksspielstaatsvertrags und des Bremischen Glücks-
spielgesetzes, die unter anderem sicherstellen sollen,
dass Minderjährige und gesperrte Spieler am Glücks-
spiel nicht teilnehmen können. Schließlich wirkt Bre-
men auf Bundesebene an einer Änderung der Spiel-
verordnung des Bundes mit, um die geltenden Rege-
lungen für Gewinnspielgeräte im Sinne einer Verrin-
gerung des Suchtrisikos zu verändern. – Soweit die
Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Dr. Kuhn, Sie haben eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Ihr Ver-
gnügen, Frau Bürgermeisterin, war ja nicht zu über-
sehen. Darf ich die Antwort des Senats so zusammen-
fassen, dass, erstens, nach unseren Beschlüssen die
rasante Ausbreitung von Spielhallen und -automa-
ten jedenfalls gebremst worden ist, dass, zweitens,
das Steueraufkommen sich verdoppelt hat und dass,
drittens, die Pleitewelle, die vorher an die Wand ge-
malt worden ist, nicht stattgefunden hat?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Ja, so kann man das zu-
sammenfassen, wobei ich mich über das Geldaufkom-
men natürlich freue. Ich meine, vorher ist ja der Teufel
an die Wand gemalt worden, was alles Fürchterliches
passieren würde. In Wirklichkeit ist es aber so, dass
mehr Spielautomaten aufgestellt wurden, und darüber
freue ich mich nicht.

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Kuhn, Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Sie ha-
ben die Beratungsstellen, die Beratungsangebote ge-
nannt, das hat auch bei der damaligen Debatte eine
Rolle gespielt. Können Sie sagen, ob die Arbeit die-
ser Beratungsstellen auch für die nächsten Jahre fi-
nanziell abgesichert ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Professor Dr. Meyer ist
ja sehr anerkannt, und ich weiß auch, dass er als Ex-
perte bundesweit nachgefragt wird, darauf können
wir auch richtig stolz sein. Im Haushalt der Senato-
rin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit gab es
im Jahr 2011 Ausgaben für diese Beratungsstelle in
Höhe von 120 000 Euro, und dieses Geld ist in den
Haushaltsentwürfen für die Jahre 2012 und 2013 auch
wieder vorgesehen.

Präsident Weber: Herr Dr. Kuhn, Sie haben eine
weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Wir ha-
ben in der Debatte auch festgestellt, dass die wesent-
liche Regulierungskompetenz nicht im Land Bremen
liegt, sondern eben beim Bund. Dazu meine Frage:
Was hat sich eigentlich in den letzten knapp zwei Jah-
ren auf Bundesebene getan?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Ja, das ist ein ganz zä-
hes Geschäft. Bremen hat sich da auch richtig an die
Speerspitze der Bewegung gestellt und mit Bundes-
ratsinitiativen und auch Debatten auf Finanzminis-
terebene,  an  denen  ich  auch  selbst  teilgenommen
habe,  versucht,  das  Problembewusstsein  dafür  zu
wecken. Man muss aber einfach sagen, dass wir es
mit einem Geschäftszweig zu tun haben mit einer sehr
mächtigen Lobby, der man sich wirklich selbstbewusst
entgegenstellen muss. Heute findet, soweit ich weiß,
die Anhörung zu dem Antrag des Deutschen Bundes-
tages im Gesundheitsausschuss statt.

Sie können sich darauf verlassen, dass wir jede
Möglichkeit auf Bundesratsebene nutzen, auf Innen-
minister-, Finanzminister-, Wirtschaftsminister- und
Gesundheitsministerebene, um da gesetzlich weiter-
zukommen. Wir haben ja auch einen völlig absurden
Zustand, dieselben Glücksspielautomaten gibt es in
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der Spielbank Bremen, wo wir ja mit sinkenden Ein-
nahmen zu tun haben, das wissen Sie. Dort wird viel
strenger kontrolliert, und so drückt das in diesen viel
weniger geregelten Markt. Das können wir uns als
Staat gar nicht gefallen lassen, also, wir wehren uns
nach Kräften.

Präsident Weber: Frau Bürgermeisterin, weitere
Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die zwölfte Anfrage der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Zuwanderung aus Rumänien und
Bulgarien“. Die Anfrage trägt die Unterschrift des
Abgeordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Wie viele Staatsbürger aus Rumänien und
Bulgarien sind im Jahr 2011 auf Grundlage des Ge-
setzes über die allgemeine Freizügigkeit von Unions-
bürgern, Freizügigkeitsgesetz/EU, aus osteuropäi-
schen EU-Staaten in das Bundesland Bremen einge-
reist, und wie hat sich die Zahl dieser Zuwanderer
seit dem 1. Januar 2007 entwickelt?

Zweitens: Wie viele dieser Unionsbürger haben ihr
Freizügigkeitsrecht im Jahr 2011 jeweils auf Grund-
lage von Paragraf 2 Absatz 1 Nummern 1 bis 6 Frei-
zügigkeitsgesetz/EU geltend gemacht? Bitte getrennt
nach den einzelnen freizügigkeitsberechtigten Per-
sonenkreisen ausweisen!

Drittens:  Von  wie  vielen  Unionsbürgern  aus  Zif-
fer 1, die zum freizügigkeitsberechtigten Personen-
kreis nach Paragraf 2 Absatz 2 Nummer 5 Freizügig-
keitsgesetz/EU rechnen und die sie begleitenden oder
ihnen nachziehenden Familienangehörigen nach  Pa-
ragraf 3 Absatz 1 Freizügigkeitsgesetz/EU, ist von den
zuständigen Behörden  im  Jahre  2011  Bezug  neh-
mend  auf  Paragraf 5 Absatz 3 Freizügigkeitsgesetz/
EU verlangt worden, das Vorliegen der Vorausset-
zungen gemäß Paragraf 4 Freizügigkeitsgesetz/EU
nachzuweisen, und in wie vielen Fällen konnte die-
ser Nachweis durch die Betroffenen erbracht werden?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Juni 2007 lebten 241 Bulgaren und
152 Rumänen nach dem EU-Aufenthaltsrecht in Bre-
men. Im Dezember 2011 waren es 1 879 Bulgaren und
780 Rumänen.

Zu den Fragen 2 und 3: Statistische Angaben lie-
gen hierzu nicht vor. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Herr Timke, Sie haben eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, Sie sagten, sta-
tistische Angaben liegen nicht vor. Wenn aber ein
rumänischer Staatsangehöriger oder ein bulgarischer
Staatsangehöriger hier nachweisen muss, dass er hier
länger als drei Monate lebt, dann wird das doch si-
cherlich auch erfasst, wenn er kontrolliert wurde be-
ziehungsweise wenn die Voraussetzungen für einen
legalen  Aufenthalt  hier  vorliegen.  Das  muss  doch
nachprüfbar sein!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das wird der Fall sein, aber es ist
ein Unterschied, ob solche Vorgänge dann statistisch
ermittelt und dokumentiert werden. Das haben wir
nicht.

Präsident Weber: Herr Timke, Sie haben eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Können Sie mir die Zahlen für
das Jahr 2011 denn nachliefern, Herr Senator?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Auch das kann ich nicht, weil wir
keine haben.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dreizehnte Anfrage trägt die Überschrift „Pri-
vates Justiz-Inkasso“. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Piontkowski, Stroh-
mann, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin Piontkowski!

Abg. Frau Piontkowski (CDU): Wir fragen den Se-
nat:

Wie bewertet der Senat das dreijährige Pilotpro-
jekt des Landes Baden-Württemberg zur Zusammen-
arbeit mit privaten Inkassounternehmen beim Ein-
zug niedergeschlagener Justizforderungen und der
Abwicklung der Prozesskostenhilfe?

Welche Vor- und Nachteile hätte die Einführung
eines vergleichbaren Projekts in Bremen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Professor Stauch.

Staatsrat Professor Stauch: Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Das Pilotprojekt „Forderungsmanage-
ment für die Justiz“ des Landes Baden-Württemberg
ist dem Senat bekannt. Es ist dort zunächst auf drei
Jahre angelegt. Niedergeschlagene und nicht mehr
zur Weiterverfolgung vorgesehene Forderungen wer-


